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EJPD Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement
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UNO Organisation der Vereinten Nationen

SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Standerates

NDG Nachrichtendienstgesetz

RK-SR Kommission fur Rechtsfragen des Standerates

OECD Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

RK-NR Kommission flr Rechtsfragen des Nationalrats

EU Européische Union

EGMR Européischer Gerichtshof fiir Menschenrechte

EMRK Européische Menschenrechtskonvention

SODK Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren

SRF Schweizer Radio und Fernsehen

VPOD Schweizerischer Verband des Personals 6ffentlicher Dienste

FIDS Foéderation islamischer Dachorganisationen Schweiz

SBK Schweizerische Bischofskonferenz

DNA Desoxyribonukleinsdure (engl.: deoxyribonucleic acid)

EKR Eidgendssische Kommission gegen Rassismus

SSV Schweizerischer Stéadteverband

NAP Nationaler Aktionsplan

IZRS Islamischer Zentralrat Schweiz

Fedpol Bundesamt fur Polizei

EKS Evangelisch-reformierte Kirche Schweiz

KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und
-direktoren

PMT Bundesgesetz Uber polizeiliche Massnahmen zur Bekdmpfung von
Terrorismus

DFJP Département fédéral de justice et police

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des Etats

ONU Organisation des Nations unies

CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats

LRens Loi sur le renseignement

CAJ-CE Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national

UE Union européenne

CrEDH Cour européenne des droits de I'homme

CEDH Convention européenne des droits de I'homme

CDAS Conference des directrices et dirceteurs cantonaux des affaires sociales

RTS Radio Télévision Suisse

SSP syndicats des Services publics

FOIS La fédération d'organisations islamiques de suisse

CDES Conférence des évéques suisses

ADN Acide désoxyribonucléique

CFR Commission fédérale contre le racisme

uvs Union des Villes Suisses

PAN Plan d"action national

CCIS Conseil Central Islamique Suisse

Fedpol Office fédéral de la police

EERS Eglise évangélique réformée de Suisse

CCDJP Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux
de justice et police

MPT Loi fédérale sur les mesures policieres de lutte contre le terrorisme
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BERICHT
DATUM: 31.12.2022
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Rechtsordnung

Jahresriickblick 2022: Rechtsordnung

Im Jahr 2022 standen im Themenbereich Rechtsordnung mehrere grosse zivil- und
strafrechtliche Gesetzesrevisionen auf der Agenda, so etwa die beiden langjahrigen
Grossprojekte zur Verbesserung der Praxistauglichkeit der Straf- und der
Zivilprozessordnung. Beide Gesetze waren in den 2000er-Jahren geschaffen worden,
um die bis dahin verschiedenen kantonalen Verfahrensregeln schweizweit zu
vereinheitlichen. Knapp zehn Jahre nach |Inkrafttreten wurden die beiden
Prozessordnungen - nicht zuletzt in Reaktion auf zahlreiche parlamentarische
Vorstdsse - einer Gesamtschau unterzogen und wo nétig Uberarbeitet.

Bei der Revision der Strafprozessordnung, die im Sommer 2022 abgeschlossen wurde,
blieb der ganz grosse Wurf nach umfangreichen Debatten letztlich aus. Mit seinem
Hauptanliegen, der Einschrankung der Teilnahmerechte, konnte der Bundesrat nicht
beide Parlamentskammern Uberzeugen, weshalb die heutige Regelung bis auf Weiteres
unverandert bestehen bleibt. Die Regierung hatte mit der Moglichkeit, Beschuldigte
unter gewissen Umstanden von den Einvernahmen mitbeschuldigter Personen
auszuschliessen, verhindern wollen, dass mehrere Beschuldigte ihre Aussagen einander
anpassen konnen. Das in der juristischen Praxis festgestellte Problem, das gemass
Bundesratin Karin Keller-Sutter einer der Hauptausloser flr die Vorlage gewesen war,
blieb damit ungeldst. Dennoch wurden an der Strafprozessordnung viele punktuelle
Neuerungen vorgenommen, etwa bei den Grundlagen zur Erstellung von DNA-Profilen
oder bei den Verfahrensrechten. Das vom links-grinen Lager aufs Tapet gebrachte
Konzept der restaurativen Gerechtigkeit wurde zwar im Zuge dieser Revision noch
abgelehnt, ist aber damit nicht vom Tisch: Mit der Annahme einer entsprechenden
Motion der RK-SR beauftragten die eidgendssischen Rate den Bundesrat, eine
Gesetzesgrundlage  zur  Verankerung der  «justice restaurative» in der
Strafprozessordnung auszuarbeiten.

Bei der Revision der Zivilprozessordnung schlug das Parlament die wichtigsten Pfldcke
ein, wenngleich Ende 2022 noch einige Differenzen bestanden. So wurden
verschiedene Massnahmen getroffen, um die Prozesskosten zu senken und so den
Zugang zum Gericht zu erleichtern. Zudem sollten Erleichterungen in der
Verfahrenskoordination sowie die Starkung des Schlichtungsverfahrens die Effizienz der
Prozesse steigern. Im Parlament waren vor allem die Frage der zuldssigen
Verfahrenssprachen an kantonalen Gerichten sowie eine Lockerung der
Voraussetzungen flr vorsorgliche Massnahmen gegen Medien hoch umstritten. Gegen
den Willen des Bundesrats setzten die eidgendssischen Rate durch, dass es einfacher
sein soll, die Veroffentlichung von rufschéadigenden Medienberichten mittels
superprovisorischer Verflgung vorlaufig zu verhindern. Erfolgreich war der Bundesrat
hingegen mit seinem Ansinnen, die Einrichtung internationaler Handelsgerichte in den
Kantonen zu foérdern: Den Kantonen ist es klnftig freigestellt, in internationalen
Handelsstreitigkeiten an ihren Gerichten auch Englisch und alle Schweizer
Landessprachen als Verfahrenssprachen zuzulassen.

Begleitet von einer regen gesellschaftlichen Debatte begannen die eidgendssischen
Réte die Beratung der Revision des Sexualstrafrechts. Der aus der Harmonisierung der
Strafrahmen herausgetrennte Entwurf war in der Vernehmlassung grundsatzlich positiv
aufgenommen worden und der Reformbedarf war auch in der Gesellschaft nahezu
unbestritten. In einer reprasentativen Bevolkerungsumfrage hielten nur 13 Prozent der
Befragten die geltenden Normen fir ausreichend. Mit dem neuen Sexualstrafrecht soll
etwa der Straftatbestand der Vergewaltigung neu definiert werden, so dass nicht mehr
nur Frauen davon betroffen sein kénnen und dass keine Notigung mehr vorausgesetzt
wird. Hauptstreitpunkt war sowohl im Parlament als auch ausserhalb, ob anstelle von
abgenotigten sexuellen Handlungen neu Handlungen «gegen den Willen» des Opfers
oder «ohne Einwilligung» des Opfers unter Strafe stehen sollen. Wahrend sich der
Bundesrat und der Standerat als Erstrat fur die sogenannte Widerspruchsléosung («Nein
heisst Nein») aussprachen, schwenkte der Nationalrat als Zweitrat auf die
Zustimmungslésung - die in der gesellschaftlichen Debatte lautstark geforderte «Nur-
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DATUM: 30.10.2020
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MOTION
DATUM: 01.03.2021
KARIN FRICK

Ja-heisst-Ja»-Variante - um. Der Ball liegt 2023 wieder beim Standerat. Wie die APS-
Zeitungsanalyse zeigt, war die Reform des Sexualstrafrechts ein Treiber der medialen
Debatte im Bereich Rechtsordnung: Uber den Jahresverlauf waren im April, im Juni
sowie gegen Ende Jahr drei kleine Spitzen in der Medienaufmerksamkeit zu
verzeichnen, als jeweils die Stellungnahme des Bundesrats und die Behandlung in den
beiden Parlamentskammern aktuell waren.

Im Bereich Innere Sicherheit trat Anfang Juni 2022 das Bundesgesetz Uber préaventiv-
polizeiliche Massnahmen zur Terrorismusbekdmpfung (PMT) in Kraft. Obwohl sich
Bundesrat und Parlament bei der Ausarbeitung des PMT-Gesetzes aus
Menschenrechtsbedenken gegen die Préaventivhaft als zuséatzliche Massnahme
entschieden hatten, beschéftigte diese die eidgendssischen Réate auch nach
Inkrafttreten des Gesetzes weiter. Eine 2020 eingereichte parlamentarische Initiative,
die eine gesicherte Unterbringung fur staatsgefdhrdende Personen forderte, wurde erst
in der Wintersession 2022 erledigt. Derselbe Casus Belli - die fragliche Vereinbarkeit
mit den Menschenrechten - lag auch der umstrittenen Abschreibung einer Motion zur
Ausweisung von Terroristinnen und Terroristen in Folterstaaten zugrunde. Ein
rechtsblrgerlicher Teil des Parlaments wollte sich nicht damit abfinden, dass der
Bundesrat die Motion nicht umgesetzt hatte. Die Regierung hatte argumentiert, dass
eine Umsetzung nicht opportun sei, da die Motion den Bruch von zwingendem
Volkerrecht gefordert habe. Beide Rate stimmten letztlich aber der Abschreibung zu.

Mit Ausnahme des Sexualstrafrechts bewegte sich die Medienberichterstattung Gber
den Bereich Rechtsordnung recht gleichformig auf eher tiefem Niveau Ubers Jahr 2022
(vgl. Abbildung 1: Anteil Zeitungsberichte pro Monat). Insgesamt erhielt der Bereich
Rechtsordnung im Jahr 2022 deutlich weniger mediale Aufmerksamkeit als in den
Vorjahren (vgl. Abbildung 2: Anteil Zeitungsberichte pro Jahr). Zum einen stand 2022
keine Volksabstimmung im Bereich Rechtsordnung an und die in den vergangenen
Jahren virulente Diskussion Uber die Corona-Massnahmen war 2022 deutlich weniger
relevant. Zum anderen vereinnahmten der Ukraine-Krieg und die damit verbundenen
Debatten tber die Aufnahme von Flichtenden, Uber Sanktionen und Neutralitadt sowie
Uber eine drohende Energiekrise einen Grossteil der Medienaufmerksamkeit. Der
Bereich Rechtsordnung war davon nur marginal tangiert. '

Aussere Sicherheit

Mittels Motion forderte die SVP-Fraktion die Einfihrung einer Sicherheitshaft fiir
Dschihad-Riickkehrer und -Riickkehrerinnen. Personen, die im Verdacht stehen, eine
verbotene Organisation nach Art. 74 NDG unterstitzt zu haben, sollten bei ihrer
Einreise in die Schweiz bis zum Abschluss der entsprechenden Verfahren in Haft
genommen werden, ausser von der Person gehe erwiesenermassen keine Gefahr fur die
offentliche Sicherheit aus, so das Ansinnen. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung
der Motion, weil eine Praventivhaft fir Gefahrder und Geféhrderinnen EMRK-widrig
ware; diese Massnahme habe das Parlament aus diesem Grund bei den Beratungen der
PMT-Vorlage schliesslich verworfen, so Justizministerin Karin Keller-Sutter. In der
Sondersession im Oktober 2020 nahm der Nationalrat den Vorstoss dennoch mit 96 zu
79 Stimmen bei einer Enthaltung an. ?

Die Mehrheit der vorberatenden SiK-SR beantragte ihrem Rat im Frihjahr 2021, die
Motion der SVP-Fraktion flir eine Sicherheitshaft fiir Dschihad-Riickkehrer und
-Riickkehrerinnen abzulehnen, weil die Motion, so Kommissionssprecher Daniel
Jositsch (sp, ZH) «den Boden des Rechtsstaates» verlasse. Eine praventive Inhaftierung
aufgrund blosser Hinweise und ohne dringenden Tatverdacht sei auch mit der EMRK
nicht vereinbar, wie die Diskussion um die Praventivhaft im Rahmen der PMT-Vorlage
bereits gezeigt habe. Eine Minderheit Salzmann (svp, BE)/Minder (parteilos, SH)
beantragte dennoch die Annahme der Motion, weil sich die Situation seit der
Verabschiedung des PMT-Gesetzes im September 2020 «massiv verandert» habe; mit
der Messerattacke von Morges sei «der Terror [...] in der Schweiz angekommen», so
Werner Salzmann. Mit 37 zu 5 Stimmen folgte die Stéandekammer ihrer
Kommissionsmehrheit und lehnte die Motion ab. Bundesratin Karin Keller-Sutter wies
darauf hin, dass bei einem konkreten Verdacht bereits heute eine Untersuchungshaft
angeordnet werden koénne. Zudem wurden mit den im PMT-Gesetz vorgesehenen
Massnahmen - Uber welche die Stimmbevdlkerung im Sommer 2021 abstimmen wird -
die gesetzlichen Méglichkeiten ausreichen, um mit terroristischen Geféhrderinnen und
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Geféhrdern angemessen umzugehen. *

Strafrecht

«Ausbeuterische Arbeitsverhaltnisse sind in einigen Branchen zur geduldeten und
lukrativen Realitdt geworden», konstatierte Nationalrétin Marianne Streiff-Feller (evp,
BE). Sie begriindete damit ihre im Sommer 2020 eingereichte Motion zur Ergédnzung des
Strafgesetzbuchs um einen Tatbestand der Arbeitsausbeutung. Viele
Ausbeutungssituationen wirden von den geltenden rechtlichen Instrumenten nicht
erfasst, argumentierte sie, da etwa der Tatbestand des Menschenhandels nicht greife,
wenn Menschen aus wirtschaftlicher Not heraus «freiwillig» — und nicht weil sie dazu
gezwungen werden - unter prekaren Arbeitsbedingungen arbeiteten. Nach Ansicht des
Bundesrates erfasse das geltende Strafrecht die Arbeitsausbeutung jedoch
hinreichend, weshalb er die Ablehnung der Motion beantragte. So kénnten neben dem
Menschenhandel je nach Fall auch die Straftatbestande der Koérperverletzung, der
Geféahrdung des Lebens, der Drohung, der Noétigung oder Freiheitsberaubung, des
Betrugs und des Wuchers sowie Schutzbestimmungen fur Arbeitnehmende aus dem
Arbeitsgesetz und dem Entsendegesetz anwendbar sein, erlduterte Bundesratin Karin
Keller-Sutter in der Frihjahrssession 2022 im Nationalratsplenum. Sie wies weiter
darauf hin, dass der Nachfolge-NAP nach der Auswertung des zweiten Nationalen
Aktionsplans gegen Menschenhandel einen Fokus auf die Ausbeutung der Arbeitskraft
legen werde. Mit 101 zu 80 Stimmen bei 8 Enthaltungen nahm der Erstrat die Motion
gegen die Opposition aus den Fraktionen der SVP- und der FDP-Fraktion an. *

Grundrechte

Mit 27 zu 13 Stimmen bei einer Enthaltung lehnte der Standerat im Frihjahr 2019 die
Motion Fassler (cvp, Al) fir die Wiedereinflihrung einer Bewilligungspflicht fiir
auslandische Redner an politischen Veranstaltungen ab. Nach einer lebhaften Debatte
zeigte sich offenbar die Ratsmehrheit von den Argumenten des Bundesrates und der
Mehrheit der SPK-SR, die beide die Ablehnung der Motion beantragt hatten, tberzeugt:
Die  Verhéltnisméssigkeit einer solchen Massnahme in Bezug auf die
Meinungsausserungsfreineit sei dusserst zweifelhaft, durch digitale Medien kdonne das
Verbot leicht umgangen werden und die Schweizer Behdrden verfligten tUber andere,
wirksame Instrumente, um eine Gefahrdung der o&ffentlichen Sicherheit durch
auslandische politische Rednerinnen und Redner zu verhindern. Bundesratin Karin
Keller-Sutter erachtete in ihren Ausflihrungen die Wiedereinfuhrung der
Bewilligungspflicht «in einem liberalen Rechtsstaat [...] und in einer Gesellschaft wie
der Schweiz, die [...] von sich aus [...] féhig ist, radikalen oder extremistischen
Tendenzen zu widerstehen» als unnoétig und problematisch, da der Weg zur
Gesinnungsprifung dann nicht mehr weit sei. °

Mitte Januar 2021 startete mit Medienkonferenzen sowohl seitens des Initiativkomitees
als auch des Bundesrats der Abstimmungskampf zur Volksinitiative <«Ja zum
Verhiillungsverbot». In den zwei darauffolgenden  Monaten  bis  zum
Abstimmungstermin am 7. Marz 2021 war das Thema Verhullungsverbot in der Presse
praktisch taglich prasent. Wie die Zeitungs- und Inserateanalyse zeigte, erhielt die
Volksinitiative im angegebenen Zeitraum deutlich mehr Medienaufmerksamkeit als die
beiden anderen Abstimmungsvorlagen vom 7. Marz, das E-ID-Gesetz und das
Freihandelsabkommen mit Indonesien. Obgleich Uber das Verhdllungsverbot sehr viel
debattiert wurde, gab es weder flur noch gegen die Initiative eine nennenswerte
Inseratekampagne. Dies ging mit einer komplexen Gemengelage in der intensiv
geflhrten Debatte einher: Die Grenze zwischen dem beflrwortenden und dem
ablehnenden Lager war dusserst diffus; praktisch in jeder Partei oder gesellschaftlichen
Gruppierung, die ihren Standpunkt kundtat, gab es gewichtige Stimmen, die sich fur die
jeweils gegnerische Seite starkmachten. Neben dem Egerkinger Komitee, das die
Initiative lanciert hatte, und der SVP, die sie im Parlament unterstitzt hatte, stand auf
der Pro-Seite etwa auch ein Mitte-links-Komitee aus der Westschweiz, in dem sich
unter anderen GLP-Nationalratin Isabelle Chevalley (VD), der Genfer FDP-Grossrat Jean
Romain, der Berner SP-Grossrat Mohamed Hamdaoui und alt-CVP-Nationalratin
Marlyse Dormond Béguelin (VD) fur das Verhillungsverbot engagierten. Ferner warb ein
Uberparteiliches Frauenkomitee um die Nationalratinnen Marianne Binder-Keller (mitte,
AG) und Monika Ruegger (svp, OW) sowie die Prasidentin des Forums flr einen
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fortschrittlichen Islam Saida Keller-Messahli fur die Initiative. Fur ein Nein plédierten
indes alle grossen Parteien ausser der SVP - allerdings keineswegs geschlossen -, ein
parlamentarisches Komitee unter der Federfuhrung von FDP-Standerat Andrea Caroni
(AR), der  Schweizer  Tourismusverband, mehrere  Frauenverbdnde und
Frauenstreikkomitees sowie diverse Akteure, die sich selbst als liberal verstanden oder
sich fur die Religionsfreiheit einsetzten, darunter die Operation Libero, Amnesty
International und verschiedene religiose Organisationen. Die grossen Abwesenden im
Abstimmungskampf waren die direkt Betroffenen, die Nikabtrégerinnen selber. Wie der
Tages-Anzeiger berichtete, lag das jedoch nicht daran, dass man sie nicht hatte zu Wort
kommen lassen, sondern dass sie sich - abgesehen von zwei Interviews wahrend der
gesamten Kampagne - nicht aussern wollten. Nach gemaéass eigenen Angaben
monatelanger Suche blieb der Zeitung deshalb nichts als die Erkenntnis, «dass verhullte
Frauen in der Schweiz nicht nur Kérper und Gesicht verstecken, sondern unsichtbar
und stumm bleiben».

Argumentativ bewegte sich der Abstimmungskampf auf verschiedenen Ebenen, wobei
die BefUrwortenden und die Gegnerschaft Uber weite Strecken dieselben Punkte
vorbrachten, sie aber unterschiedlich interpretierten und daher zu gegenteiligen
Schlissen kamen. Neben der Islamdebatte und der Grundrechtsdiskussion wurde von
beiden Seiten aus feministischer, sicherheitspolitischer, staatspolitischer und
empirischer Warte argumentiert. Wenngleich der Initiativtext keinen Bezug zur
islamischen Gesichtsverschleierung herstellte, war beiden Seiten klar, dass sie sich vor
allem gegen jene richtete. In der Presse war daher meist vom «Burkaverbot» oder von
der «Anti-Burka-Initiative» die Rede, obwohl in der Schweiz - wenn Uberhaupt -
ausschliesslich der Nikab zu sehen sei, wie eine im Abstimmungskampf viel zitierte
Studie der Universitat Luzern feststellte. Wahrend das Contra-Lager die Initiative als
anti-islamisch und diskriminierend gegentber Musliminnen verstand, sah die Pro-Seite
sie als Mittel zum Kampf gegen den radikalen Islam und den Islamismus. Die
Religionsfreiheit der Musliminnen tangiere die Initiative nicht, weil die Verschleierung
nicht vom Islam verlangt werde, sondern ein kultureller Ausdruck fur die Unterdrickung
der Frau sei; sie kébnne daher nicht als Austibung der persdnlichen Freiheit gewertet
werden. Vielmehr sei die Vollverschleierung sexistisch und entwirdigend, weil sie die
Frauen im offentlichen Leben unsichtbar mache und entmenschliche. Die
muslimischen Frauen mussten davor bewahrt werden, weil sie sich mit Gesichtsschleier
nicht in die Schweizer Gesellschaft integrieren konnten. Die Gegenseite betonte, dass
sich die Nikabtragerinnen in der Schweiz in der Regel aus religidser Uberzeugung
freiwillig verschleierten und nicht befreit werden mussten - im Gegenteil: Soziologische
Studien aus Frankreich zeigten, dass die Verschleierung von den strengglaubigen
Musliminnen im westlichen Kulturkreis als antikonformistischer, emanzipatorischer Akt
verstanden werde. In Frankreich habe das Verbot den Gesichtsschleier sogar popularer
werden lassen, weil er jetzt auch als Ausdruck des Protests getragen werde. Zudem sei
es sexistisch und paternalistisch, den Frauen vorzuschreiben, wie sie sich zu kleiden
hatten und ihnen die freie Entscheidung fir den Schleier nicht zuzutrauen. Falls eine
Frau den Schleier tatsachlich unter Zwang trage, kriminalisiere das Verbot Uberdies das
Opfer und wirke kontraproduktiv, indem es die betroffenen Frauen zuhause einsperre
und erst recht aus der Gesellschaft ausschliesse. Dass es gemass der Studie der
Universitat Luzern in der Schweiz nur 20 bis 30 vollverschleierte Frauen gebe, gab dem
ablehnenden Lager Anlass, das Anliegen als unnotige Symbolpolitik zu bezeichnen. Fur
die Beflrworterinnen und Beflrworter war die Gesichtsverhillung jedoch eine
Prinzipienfrage und auch in noch so kleinen Zahlen nicht tolerierbar. Sie sahen sich im
Motto «Wehret den Anfangen» bestarkt und forderten, jetzt zu handeln, solange es
noch nicht zu spét sei.

Weiter hob die Pro-Seite hervor, dass die Identifizierbarkeit von Personen
sicherheitsrelevant sei. Das Verhullungsverbot schitze die Gesellschaft somit auch vor
vermummten Kriminellen wie zum Beispiel Hooligans oder gewalttatigen
Demonstrierenden. Dem setzte die Gegenseite entgegen, dass es in finfzehn Kantonen
bereits verboten sei, sich bei Demonstrationen und Sportveranstaltungen zu
vermummen. (Als erster Kanton hatte Basel-Stadt 1990 ein solches Verbot eingeflhrt.)
Ausserdem verhindere das Verhillungsverbot - anders als von den Initianten schon bei
der medienwirksamen Lancierung der Initiative suggeriert - keine Terroranschlage.
Daflrr brauche es strafrechtliche und praventiv-polizeiliche Massnahmen, denn allein
durch ein Verhillungsverbot wirden radikalisierte Islamisten und Islamistinnen «nicht
plétzlich zurlck in die Mitte der Gesellschaft finden», wie es der «Sonntags-Blick»
formulierte. In anderen Kontexten, etwa in winterlicher Kélte, an der Fasnacht oder in
der Pandemiesituation, sei die Verhullung zudem auch flur die Initiantinnen und
Initianten kein Problem, wie die im Initiativtext enthaltenen Ausnahmen zeigten.
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Auf der staatspolitischen Ebene drehte sich die Diskussion um die Frage, ob das
Verhullungsverbot in die Bundesverfassung gehére. Wahrend die Contra-Seite es
ablehnte, Kleidervorschriften in die Verfassung zu schreiben, sah das Pro-Lager dies als
gerechtfertigt an, weil es eben nicht um eine blosse Kleidervorschrift gehe, sondern um
einen Grundsatz der liberalen und demokratischen Gesellschaft: In der Offentlichkeit
das Gesicht zu zeigen und dasjenige des Gegenlbers zu sehen, sei fundamental fir das
Zusammenleben. Diese Begrindung hatte auch den EGMR wvon der
menschenrechtlichen Zulédssigkeit des Verhullungsverbots in Frankreich tberzeugt, als
dieses in Strassburg vergeblich angefochten worden war. Darlber, ob die seit Monaten
geltende Maskenpflicht aufgrund der Corona-Pandemie dieses Argument ad absurdum
flhre oder ob sie gerade beweise, dass es das Verhullungsverbot fir das Funktionieren
der zwischenmenschlichen Beziehungen brauche, wurden sich die beiden Lager nicht
einig. Derweil war das gegnerische Lager der Ansicht, es sei gerade hochst illiberal,
etwas zu verbieten, das niemandem schade, nur weil es auf Ablehnung stosse. Auch der
Bundesrat argumentierte hauptsachlich staatspolitisch: Ein nationales
Verhullungsverbot greife in die Souveranitat der Kantone ein, denen die Polizeihoheit
obliege. Das Tessin und St. Gallen hatten bereits ein Verhullungsverbot eingefiihrt,
wahrend andere Kantone ein solches explizit abgelehnt hatten. Diese Entscheide seien
zu respektieren. Die Beflrwortendenseite argumentierte indessen, dass die Regelung
einer solch fundamentalen gesellschaftlichen Frage nicht den Kantonen Uberlassen
werden durfe. Dass die Gesichtsverhillung in vielen anderen européischen Landern -
darunter Belgien, Bulgarien, Danemark, Frankreich, Lettland und Osterreich - und sogar
einigen arabischen Staaten wie Agypten, Marokko, Senegal oder Tunesien verboten -
und im Falle von Frankreich das Verbot explizit vom EGMR als menschenrechtskonform
bestatigt - sei, wertete die Pro-Seite als Zeichen der Legitimitat ihres Anliegens. Sie
betonte zudem die guten Erfahrungen, welche die Kantone Tessin und St. Gallen damit
gemacht hatten. Weder im Tessin noch in den bei arabischen Gasten beliebten
Osterreichischen Ferienorten habe sich das Verhillungsverbot negativ auf den
Tourismus ausgewirkt, wie es der Tourismusverband beflrchtete. Die Contra-Seite hob
hingegen hervor, dass im Tessin und in St. Gallen praktisch keine Verstdsse gegen das
Verbot registriert wirden, was bestatige, dass es sich nur um ein Scheinproblem
handle. In diesem Zusammenhang war in den Augen der Beflrworterinnen und
BeflUrworter auch Justizministerin Karin Keller-Sutter, die sich im Namen des
Bundesrats gegen das Verhullungsverbot aussprach, nicht glaubwurdig, weil sie in St.
Gallen als ehemalige Polizeidirektorin genau ebendieses eingeflihrt habe. Gleichzeitig
attestierten die Gegnerinnen und Gegner dem Egerkinger Komitee und der SVP ein
Glaubwdurdigkeitsproblem, weil sie ihnen ihr Engagement fir Frauenrechte nicht
abkauften.

Neben der Initiative selbst sorgte auch der indirekte Gegenvorschlag, der bei
Ablehnung der Initiative automatisch in Kraft treten wirde, flr einige Diskussionen. Die
Initiativgegnerinnen und -gegner waren der Ansicht, der Gegenvorschlag regle mit der
gesetzlichen Pflicht, zur Identifizierung vor Behdérden das Gesicht zu zeigen, alles
Notige. Ausserdem leiste er - im Gegensatz zum Verhullungsverbot - einen
tatsachlichen Beitrag an die Starkung der Frauenrechte und die bessere Integration von
auslandischen Frauen in die Gesellschaft. Die Initianten argumentierten hingegen, der
Gegenvorschlag 16se  das  eigentliche Problem nicht und wer keine
«Gleichstellungsoffensive» («Weltwoche») wolle, miisse mit der Annahme der Initiative
den Gegenvorschlag verhindern.

Die durchgefliihrten Umfragen attestierten der Initiative von Anfang an gute Chancen.
Nachdem Ende Januar eine klare Ja-Mehrheit von 63 Prozent (Tamedia) bzw. 56
Prozent (SRF) resultiert hatte, legte die Nein-Kampagne im Folgenden etwas zu. Zwei
Wochen vor der Abstimmung bekundeten noch 59 bzw. 49 Prozent der Befragten eine
Ja-Stimmabsicht. Wahrend die Parteibasis der SVP durchwegs zu rund 90 Prozent ja
stimmen wollte, zeigten sich die Anhéngerschaften von FDP, Mitte und GLP gespalten -
hier konnte das Nein-Lager im Verlauf der Kampagne Boden gutmachen. Auch im linken
Lager traf das Anliegen immerhin bei rund 30 Prozent der Befragten auf Wohlwollen. ©
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Am 7. Marz 2021 nahm die Schweizer Stimmbevodlkerung die Volksinitiative «Ja zum
Verhiillungsverbot>» mit 51.2 Prozent Ja-Stimmen an. Damit fiel das Ergebnis letztlich
knapper aus als aufgrund von Vorumfragen erwartet. Die Stimmbeteiligung betrug 51.4
Prozent. Die hoéchste Zustimmung erfuhr das Verhillungsverbot im Jura (60.7% Ja),
gefolgt vom Tessin (60.5%) und Schwyz (60.2%). In St. Gallen, wo wie im Tessin bereits
ein kantonales Verhullungsverbot gilt, dem 2018 zwei Drittel der Stimmbevélkerung
zugestimmt hatten, war die Zustimmung mit 563.1 Prozent vergleichsweise schwach. Am
wenigsten Unterstitzung erhielt die Initiative im Kanton Basel-Stadt (40.6% Ja), gefolgt
von Zirich (45.2%) und Genf (48.7%). Auch die Kantone Appenzell Ausserrhoden
(49.1%), Bern (49.6%) und Graublinden (49.6%) lehnten die Initiative knapp ab.
Bemerkenswert hoch war die Zustimmung flr eine Initiative aus den Reihen der SVP -
auch im direkten Vergleich mit dem 2009 angenommenen Minarettverbot, das ebenfalls
vom Egerkinger Komitee initiiert worden war - in der Westschweiz. Verschiedene
Expertinnen und Experten mutmassten in den Medien, dass einerseits die Néhe zu
Frankreich den Diskurs analog der dort gefuhrten Debatten starker auf den
sicherheitspolitischen Aspekt gelenkt habe und andererseits die in der Romandie stark
prasenten, prominenten burgerlichen und linken Stimmen, die sich fur die Initiative
starkgemacht hatten, wohl erheblichen Einfluss gehabt und den Anti-SVP-Reflex
beschrankt hatten.

Die Beflirwortendenseite wertete den Entscheid als «ein klares Signal des Widerstands
gegen die Islamisierung der Schweiz», wie sich der Urheber des ersten kantonalen
Verhillungsverbots Giorgio Ghiringhelli vom «Corriere del Ticino» zitieren liess. Als
«Zeichen gegen den <politischen Islam>, der vielen Menschen Unbehagen bereitet»,
interpretierte die NZZ das Votum. Der Berner SP-Grossrat Mohamed Hamdaoui sah im
Resultat dementsprechend einen Positionsbezug der gemassigten Muslime gegen den
Islamismus, wie er gegenlber «Le Temps>» verlauten liess.

Das unterlegene Lager bedauerte den Volksentscheid derweil aus verschiedenen
Grunden. Feministische Kreise, die sich gegen das VerhuUllungsverbot starkgemacht
hatten, fihlten sich durch das Argument, die Vollverschleierung sei Ausdruck der
Unterdrickung der Frauen, fir rassistische und xenophobe Zwecke missbraucht, wie
deren Vertreterin Meriam Mastour gegenliber der Presse erklarte. Die
Tourismusbranche beflirchtete einen Imageschaden fir die Schweiz und zeigte sich
besorgt, dass kunftig weniger kaufkraftige und konsumfreudige Gaste aus den
Golfstaaten die Schweiz besuchen wirden. Die Jungen Grinen und der IZRS erklarten
unabhéngig voneinander, eine gerichtliche Anfechtung des Verhullungsverbots wenn
notig bis vor den EGMR unterstutzen zu wollen. Pascal Gemperli, Pressesprecher der
FIDS, zeigte sich um die Sicherheit der muslimischen Gemeinschaft besorgt und
beflirchtete zunehmende Aggression und Gewalt gegenliber Musliminnen und
Muslimen. Bundesratin Karin Keller-Sutter betonte gegenlber den Medien, das
Abstimmungsresultat sei nicht als Votum gegen die Musliminnen und Muslime in der
Schweiz zu verstehen. Diese Linie wurde im unterlegenen Nein-Lager breit vertreten.
Dass der Ja-Anteil gegenlber der Minarettinitiative deutlich abgenommen habe, gebe
Anlass zur Hoffnung, dass die Schweiz vielleicht doch nicht so islamfeindlich sei, so der
Tenor.

Letztlich sei der Entscheid «vor allem auf symbolischer Ebene bedeutsam», resimierte
die NZZ. Die konkreten praktischen Auswirkungen sind in der Tat noch unklar. Wie Karin
Keller-Sutter erklarte, liege die Umsetzung bei den Kantonen, weil sie Uber die
Polizeihoheit verflgten. Sie hatten nun zwei Jahre Zeit, entsprechende Gesetze zu
erlassen. Der Bund misse das Verbot unterdessen flr diejenigen Bereiche, in denen er
zustandig ist - beispielsweise im 6ffentlichen Transportwesen und im Zollwesen - auf
Gesetzesebene konkretisieren. Gemass dem  «Blick» zeigten sich einige
Kantonsvertretende wenig motiviert, ein gesetzliches Verhullungsverbot zu erlassen,
und wirden die Umsetzung lieber ganz dem Bund Uberlassen. Initiant Walter Wobmann
(svp, SO) warf dem Bund in derselben Zeitung bereits vor, die Initiative nicht umsetzen
zu wollen: Ein Bundesgesetz sei «unabdingbar, um zu verhindern, dass am Schluss in
jedem Kanton etwas anderes gilt», zitierte ihn das Blatt.

Abstimmung vom 7. Marz 2021

Beteiligung: 51.42%
Ja: 1'427'344 (51.2%) / Stéande: 16 4/2
Nein: 1'360'750 (48.8%) / Stande: 4 2/2

Parolen:
-Ja: EDU, Lega, SD, SVP
- Nein: FDP (4%; Frauen: 1*; Jungfreisinnige: 2*), GLP, GP, KVP, Die Mitte (2*), PdA, SP;
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EKR, SSV, Travail.Suisse, VPOD, Schweizer Tourismus-Verband, EKS, SBK,
Schweizerischer Israelitischer Gemeindebund (SIG), Schweizerischer Rat der
Religionen, Katholischer Frauenbund (SKF), Alliance F, Amnesty International, Operation
Libero

- Stimmfreigabe: EVP (3*); Schweizerische Evangelische Allianz

* Anzahl abweichender Kantonalsektionen ’

Der Sténderat nahm in der Sommersession 2022 stillschweigend eine Motion seiner
Rechtskommission an, die einen verbesserten Nationalen Aktionsplan gegen
Menschenhandel forderte. Die Evaluation des zweiten Aktionsplans 2017-2020 habe
noch einigen Handlungsbedarf aufgezeigt, weshalb ein weiterer, dritter NAP vonnéten
sei, erklarte Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG). Der Bundesrat beantragte
den Vorstoss zur Annahme. Die Motion renne offene Tilren ein, so EJPD-Vorsteherin
Karin Keller-Sutter, da ihr Departement bereits Ende 2021 mit der Erarbeitung eines
neuen Aktionsplans begonnen habe. 8

Mit 145 zu 33 Stimmen bei 2 Enthaltungen Uberwies der Nationalrat in der
Wintersession 2022 die Motion der RK-SR fir einen verbesserten Nationalen
Aktionsplan gegen Menschenhandel. Eine Minderheit Addor (svp, VS) hatte die
Ablehnung der Motion beantragt, weil sich die vorberatende RK-NR dagegen
ausgesprochen hatte, die Motion dahingehend auszuweiten, dass sich der neue NAP
zusatzlich auch der illegalen Schleusung von Migrantinnen und Migranten widmen sollte.
Wie Bundesréatin Karin Keller-Sutter erkléarte, sei der neue NAP zwischenzeitlich fertig
erarbeitet und vom EJPD, der KKJPD und der SODK genehmigt worden. Er befinde sich
bei Bund, Kantonen und Gemeinden bereits in Umsetzung, woran auch eine Ablehnung
der Motion nichts mehr dndern wirde. ?

Innere Sicherheit

Anders als zuvor der Nationalrat war die SPK-SR mehrheitlich (6 zu 4 Stimmen, 2
Enthaltungen) der Ansicht, das Non-Refoulement-Prinzip sei ein fester Bestandteil der
Bundesverfassung und schutze selbst verurteilte Terroristinnen und Terroristen zu
Recht vor der Ausschaffung in ein Land, wo ihnen Folter oder die Todesstrafe droht.
Demzufolge beantragte sie die Motion Regazzi (cvp, Tl), die die Ausweisung von
Dschihadistinnen und Dschihadisten in Folterstaaten ermodglichen sollte, ohne
Gegenantrag zur Ablehnung. Dem Sténderatsplenum wurde in der Fruhjahrssession
2019 dann jedoch ein Einzelantrag Minder (parteilos, SH) auf Annahme der Motion
vorgelegt. Der parteilose Antragsteller argumentierte, das zwingende Vélkerrecht greife
hier nicht, sei gar «fur jeden Rechtsstaat absurd und total unbefriedigend», denn
«diese Nichtrickkehrer, diese Dschihadisten, diese Gefahrder» kosteten den Staat
«Millionen von Franken» und verursachten «in den Kantonen, beim Bund und in der
Bevolkerung Frust und Unverstandnis». Nicht zuletzt nahm er damit Bezug auf die flinf
wegen Terrorismus verurteilten Iraker der «Schaffhauser IS-Zelle», die nach verbUsster
Strafe nicht in den Irak ausgeschafft werden kénnen, da ihnen dort mutmasslich Folter
droht. FDP-Stédnderat Andrea Caroni (AR) entgegnete mit einem Pladoyer fur den
Rechtsstaat, in dem er seine Ratskolleginnen und -kollegen dazu aufrief, sich nicht far
Folter herzugeben und nicht das «innere Heiligtum» des Rechtsstaats preiszugeben.
Die Schweiz solle ihre «hdchsten Werte [...] nicht im blinden Eifer gegen die blinden
Eiferer zerstéren, damit wir nicht eines Tages werden wie sie». Uberdies sei der Fokus
der Motion auf Dschihadistinnen und Dschihadisten - «das Feindbild du jour» -
unverstandlich, denn Massenmord und Terrorismus seien nicht an eine Religion
gebunden. Gegen den Vorstoss argumentierte ebenso Justizministerin Karin Keller-
Sutter: Das menschenrechtliche Rickschiebungsverbot kénne als Teil des zwingenden
Voélkerrechts nicht einfach umgangen werden. Zusatzlich wies sie auf die laufenden
Arbeiten zum Bundesgesetz Uber polizeiliche Massnahmen zur Bekédmpfung von
Terrorismus hin und erlauterte, es sei nicht ganz einfach, geforderte Massnahmen wie
beispielsweise die geschutzte Unterbringung von Gefahrderinnen und Geféhrdern
grundrechtskonform umzusetzen. Doch damit biss sie - wie im Nationalrat schon ihre
Vorgangerin - letztlich auf Granit. Mit 22 zu 18 Stimmen bei einer Enthaltung nahm die
kleine Kammer die Motion an. Auch wenn man das zwingende Volkerrecht nicht
brechen kénne, so misse doch etwas getan werden, war in etwa der Grundtenor des
Entscheids.

Das fur eine Motion ungewdhnlich grosse Medienecho widerspiegelte ebenfalls die
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Umstrittenheit des Entscheids. Angesichts der Kritik, die Motion stelle den Rechtsstaat
infrage, verteidigten die BeflUrworter - allen voran Motionar Fabio Regazzi - ihren
Standpunkt, verurteilte Terroristen mussten sich nicht auf die Menschenrechte berufen
kédnnen und «man muisse die Sorgen der Bevolkerung ernst nehmen» (NZZ).
Demgegeniber sprach Gegner und FDP-Nationalrat Kurt Fluri (SO) gegentber der NZZ
von «Hysterie» und «Populismus». Die Menschenrechtsorganisation Amnesty
International Schweiz bezeichnete den Gesetzgebungsauftrag als «inakzeptabel». Als
Element des zwingenden Vélkerrechts kénne das Non-Refoulement-Prinzip in einem
Rechtsstaat keinesfalls, auch nicht unter dem Deckmantel der inneren Sicherheit,
derogiert werden. Wie der Bundesrat den verbindlichen Auftrag umsetzen will, war
zunachst noch unklar; gemass NZZ wolle das Justizdepartement «die Sache nun
genauer analysieren», ©

In der Sommersession 2020 befasste sich der Nationalrat als Zweitrat mit dem
Bundesgesetz iiber polizeiliche Massnahmen zur Terrorismusbekampfung (PMT). In der
langen Eintretensdebatte wurden die grundsatzlichen Fragen erortert, ob die
vorgesehenen Massnahmen mit den Menschenrechten vereinbar seien und ob es sie
Uberhaupt brauche. Wahrend die Fraktionen der Grlnliberalen, der Griinen und der
Sozialdemokraten beide Fragen entschieden verneinten, zeigte sich die burgerliche
Ratsseite sowohl von der Notwendigkeit als auch von der Vdlkerrechtskonformitat des
Gesetzes vollkommen Uberzeugt. GLP-Nationalratin Katja Christ (glp, BS) beantragte
Nichteintreten, weil die Gesetzesvorlage die Schweiz nicht sicherer mache, sondern
den Rechtsstaat untergrabe. «Rund achtzig Nichtregierungsorganisationen sowie
namhafte Straf- und Volkerrechtler» seien sich darin einig, dass mit den geplanten
Massnahmen «eine Grenze Uberschritten» werde, nahm Christ auf die mediale
Diskussion im Vorfeld der Ratsdebatte Bezug und warnte pathetisch: «Die Freiheit
stirbt mit Sicherheit». Ins gleiche Horn blies Griinen-Vertreterin Marionna Schlatter (gp,
ZH), die das Geschéaft an den Bundesrat zurlickweisen wollte. Sie forderte, die unklare
Definition des Geféhrders musse Uberarbeitet werden, «denn weder Sie noch sonst
jemand kann das Gegenteil beweisen, wenn ihr oder ihm vorgeworfen wird, potenziell
gefahrlich zu sein.» Gerade die Grundrechte seien «unser starkstes Schutzschild» im
Kampf gegen den Terrorismus und sie hoffe deshalb, dass die &ffentliche Kritik der
Menschenrechtsbeauftragten des Europarats sowie der UNO-Sonderberichterstatter
«in diesem Saal etwas bewegt» habe. Dasselbe postulierte die Sozialdemokratin
Franziska Roth (sp, SO), die ebenfalls einen Rickweisungsantrag stellte. Das Gesetz
gefahrde «das, was wir eigentlich vor Terrorismus schitzen wollen, und das ist, gelinde
gesagt, Stumpfsinn», polterte sie. Der Bundesrat miusse die vorgeschlagenen
Massnahmen - insbesondere jene, die Kinder und Jugendliche betreffen, was «der
Schweiz nicht wurdig» sei - deshalb auf Vereinbarkeit mit der Bundesverfassung und
mit dem Volkerrecht sowie auf ihre Notwendigkeit prifen und einen Mitbericht der RK-
NR einfordern. Kommissionssprecher Mauro Tuena (svp, ZH) pladierte dagegen fir
Eintreten und gegen die Rickweisungen, denn die Verschéarfungen seien angesichts der
terroristischen Bedrohungslage dringend notwendig. «Mit diesen Praventivmassnahmen
kénnen Menschenleben gerettet werden», appellierte er an das Ratsplenum. SVP-
Fraktionssprecher Jean-Luc Addor (svp, VS) erklarte, die Schweiz befinde sich
gegenlber dem Terrorismus in einer «Situation der legitimen Selbstverteidigung» und
dass Kinder von Terrorgruppen benutzt wurden, sei «eine traurige Realitat». Dass
internationale Menschenrechtsinstitutionen die Schweiz 6ffentlich kritisiert hatten,
oder in seinen Worten sich «mit mindestens zweifelhafter Legitimitat»> fur
«berechtigt» gehalten héatten, den Volksvertretern eines souveranen Staats «eine
Predigt zu halten» und ihnen zu «erklaren», was sie tun duirften und was nicht,
bezeichnete er indes als «einigermassen originell». FDP-Sprecher Rocco Cattaneo (fdp,
Tl) hob hervor, dass mit diesem Gesetz die kantonalen und kommunalen Polizeikorps
«endlich» die Méglichkeit erhielten, schnell zu reagieren. Alois Gmur (cvp, SZ) legte die
Position der Mitte-Fraktion so dar, dass es eben «gewisse Opfer» brauche, «wenn man
tatsachlich mehr Sicherheit will», worauf ihm SP-Nationalrat Fabian Molina (sp, ZH) die
rhetorische Frage stellte, ob es dann nicht am sinnvollsten wére, «dass man alle Manner
von 15 bis 50 Jahren préaventiv unter Hausarrest stellen wirde, um die Anzahl der
Delikte gegen Leib und Leben auf nahezu null zu reduzieren». Mit vielen Fragen
konfrontiert wurde auch Bundesratin Karin Keller-Sutter, die in ihrem Votum die
Notwendigkeit der Vorlage betonte und mehrfach bekraftigte, der Bundesrat habe die
Grundrechtsfragen «vertieft und sorgfaltig gepruft». Die international gedusserten
Bedenken teile sie nicht und erachte sie als «unbegrindet», erlauterte sie. Es handle
sich dabei um «eine politische Stellungnahme», die aber «rechtlich nicht sehr prazis»
und eher «Ausdruck einer allgemeinen Sorge» gewesen sei.

Nach einem langen, veritablen Schlagabtausch zwischen dem beflirwortenden und dem
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ablehnenden Lager trat der Nationalrat schliesslich mit 107 zu 84 Stimmen bei einer
Enthaltung auf das Geschéft ein. Die beiden Rickweisungsantrage wurden mit 85 zu 106
Stimmen (1 Enthaltung) respektive 85 zu 105 Stimmen (2 Enthaltungen) abgelehnt. Es
standen sich dabei das links-grin-grinliberale und das burgerliche Lager jeweils
geschlossen gegenuber. In der Detailberatung brachte das links-griine Lager etliche
Minderheitsantrage zur Abschwéchung der Vorlage ein, die allesamt scheiterten.
Ebenso erfolglos blieb der einzige Anderungsantrag der Kommissionsmehrheit, die
einen neuen Artikel zur sogenannten gesicherten Unterbringung von Gefédhrdern (GUG)
einbringen wollte. Mit diesem Artikel kdnnten «klar Leben gerettet werden»,
argumentierte Kommissionssprecher Tuena, wahrend die Kommissionsminderheit um
Beat Flach (glp, AG) betonte, diese Massnahme sei nicht EMRK-konform. Auch nach
Ansicht des Bundesrates gehe eine solche Praventivhaft - im Gegensatz zum Hausarrest
als ultima ratio - «tatséchlich zu weit», weshalb der Bundesrat trotz Bitten der Kantone
ausdricklich auf die GUG verzichtet habe, wie die Justizministerin ausfiuhrte. Mit 113 zu
78 Stimmen bei 2 Enthaltungen folgte der Nationalrat der Minderheit und lehnte die
Praventivhaft ab - dies, weil sich hier zusatzlich zur links-grinen Ratsseite auch die
grosse Mehrheit der FDP-Fraktion sowie eine Minderheit der Mitte-Fraktion zum Nein-
Lager gesellten. Somit nahm die grosse Kammer die inhaltlich unverédnderte Vorlage - es
wurden jedoch einige redaktionelle Anpassungen vorgenommen - in der
Gesamtabstimmung mit 111 zu 86 Stimmen ohne Enthaltungen an. Abgelehnt hatten das
Gesetz die geschlossenen Fraktionen der SP, der Griinen und der Grunliberalen sowie
SVP-Nationalrat Pirmin Schwander (svp, $7). "

In der Herbstsession 2022 folgte der Nationalrat mit 103 zu 69 Stimmen bei 4
Enthaltungen dem Antrag des Bundesrates und stimmte der Abschreibung der Motion
Regazzi (mitte, TI) fir eine «Ausweisung von Terroristinnen und Terroristen in ihre
Herkunftslander, unabhangig davon, ob sie als sicher gelten oder nicht>», zu. Die
vorberatende SPK-NR hatte ihrem Rat mit 14 zu 9 Stimmen empfohlen, dem Antrag des
Bundesrates stattzugeben. Neben der im bundesratlichen Bericht ausfihrlich
dargelegten rechtlichen Unméglichkeit, die Motion umzusetzen, betonte die
Kommissionsmehrheit, beim Grundrechtsschutz dirfe nicht mit zweierlei Mass
gemessen werden: «Ein wahrer Rechtsstaat muss auch seine Feindinnen und Feinde
rechtskonform und gemaéass seinen Werten behandeln», schrieb sie in der
Medienmitteilung. Im Ratsplenum erklarte Kommissionssprecher Kurt Fluri (fdp, SO),
der Bundesrat habe sich darlber hinaus bereit erklart, im Umgang mit verurteilten
Terroristinnen und Terroristen, die aufgrund des Non-Refoulement-Gebots nicht
ausgeschafft werden kénnen, alle rechtlich zuléssigen Mittel zur Wahrung der Sicherheit
der Schweiz auszuschopfen. Justizministerin Karin Keller-Sutter ergénzte, man prife im
Einzelfall, ob vom Herkunftsstaat die diplomatische Zusicherung erlangt werden kann,
dass die betroffene Person weder gefoltert noch unmenschlich behandelt wird, sodass
eine volkerrechtskonforme Ausschaffung dennoch moglich ist. Zudem werde auch
jeweils gepruft, ob die Person in einen anderen Staat als ihren Herkunftsstaat
weggewiesen werden kann. Gleichzeitig betonte sie, die Schweiz habe in letzter Zeit mit
dem Nachrichtendienstgesetz, den Strafbestimmungen gegen Terrorismus und den
praventiv-polizeilichen Massnahmen ein besseres Instrumentarium erhalten, um «mit
den Personen, die wir in der Schweiz behalten mdissen, umgehen zu kdnnen».
Momentan handle es sich um funf Personen, die die Schweiz aufgrund des Non-
Refoulement-Gebots nicht ausschaffen kdnne, so die Bundesratin.

Eine Minderheit um SVP-Nationalrat Gregor Rutz (ZH) wollte die Motion trotzdem nicht
abschreiben. Es kdnne nicht sein, dass verurteilte Terroristinnen und Terroristen in der
Schweiz blieben, und er sei nicht zufrieden damit, «dass der Bundesrat uns sagt, das
ginge nicht», so Rutz. Es sei «eine Frage des gesunden Menschenverstandes», dass «wir
[..] doch nicht mit unserer Rechtsordnung Leute schltzen [kdnnenl, die diese
Rechtsordnung missbrauchen, um sie zu zerstéren». Der Bundesrat misse «noch
einmal Uber die Blcher», denn es gebe «Moglichkeiten, wie man dieses Anliegen
umsetzen kann». Einen Vorschlag, wie eine solche Umsetzung aussehen konnte, lieferte
der Minderheitsvertreter dem Ratsplenum jedoch nicht. Seine Ansicht teilten die
geschlossen stimmende SVP-Fraktion, die grosse Mehrheit der Mitte-Fraktion sowie
FDP-Vertreterin Jacqueline de Quattro (VD), was in der grossen Kammer aber nicht zu
einer Mehrheit reichte.
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MOTION
DATUM: 22.09.2021
AMANDO AMMANN

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 11.03.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Carlo Sommaruga (sp, GE) verlangte im Juni 2021 in einer Motion, keine Abkommen im
Bereich der Polizeikooperation mit Landern abzuschliessen, die die Menschenrechte
schwerwiegend verletzen. Sommaruga wollte damit sicherstellen, dass der Bundesrat
und das Fedpol bei der Auslbung ihrer neuen Kompetenzen zum Abschluss von
Abkommen im Bereich der Polizeikooperation und von Vereinbarungen Uber operative,
technische oder administrative Inhalte mit auslandischen Polizeibehérden die
verfassungsrechtliche Pflicht zur Forderung und zum Schutz der Menschenrechte
angemessen umsetzen. Sommaruga nannte exemplarisch ein Abkommen mit China,
einem Staat der Menschenrechte schwer verletze und chinesische Staatsangehorige in
der Schweiz Uberwache, welches aufgrund o6ffentlicher Entristung nicht erneuert
worden sei. In seiner Stellungnahme berichtigte der Bundesrat, dass es sich bei dem
von ihm genannten Abkommen nicht um ein polizeiliches Kooperationsabkommen,
sondern um eine technische Vereinbarung gehandelt habe. Der Bundesrat achte bei
Abkommen Uber die polizeiliche Zusammenarbeit nicht nur auf die «operationellen
Bedurfnisse der Polizei», sondern auch auf die Menschenrechtslage im Vertragsstaat.
Polizeiliche Kooperationsvertrage dlrften zudem nie genutzt werden, um
Informationen zu erhalten, die nicht auf dem Rechtshilfeweg beschafft werden
konnten. Probleme hinsichtlich der Menschenrechte habe es in der Vergangenheit aber
auch noch nie gegeben, meinte der Bundesrat. Daher beantragte er die Ablehnung der
Motion.

In der Herbstsession 2021 versuchte Motionar Sommaruga seine Ratskolleginnen und
-kollegen von seinem Anliegen zu Uberzeugen. Er argumentierte, dass sich seine Motion
nicht nur auf Abkommen Uber die polizeiliche Zusammenarbeit beziehe, sondern auch
auf andere Abkommen technischer Natur mit Drittstaaten. Dabei gehe es aber nur um
jene Staaten, die «schwerwiegende» Menschenrechtsverletzungen begingen.
Sommaruga beméngelte, dass der Bundesrat in seiner Stellungnahme nicht auf die
Achtung der Menschenrechte im Rahmen von «technischen Abkommen polizeilicher
Natur» eingegangen sei. Wenn die Schweiz mit der Polizeistruktur eines Drittstaates
zusammenarbeite, der die Menschenrechte schwer verletzt, so wirde man diese
Menschenrechtsverletzungen legitimieren, beklagte der Motionér. Bundesratin Karin
Keller-Sutter erklarte den Ratsmitgliedern, dass es sich bei
Polizeikooperationsabkommen um eine Rechtsgrundlage flir die gemeinsame
Bekampfung verschiedener Formen von Kriminalitat handle. Abkommen wie jenes mit
China, welches Sommaruga in der Motionsbegriindung erwéahnt hatte, hatten also nichts
mit polizeilicher Zusammenarbeit zu tun, sondern seien Vereinbarungen auf
Verwaltungsebene zur Einhaltung des Asylgesetzes. Der Stéanderat folgte dem Antrag des
Bundesrats und lehnte die Motion mit 24 zu 13 Stimmen ab. ™

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Gesellschaftsrecht

A la suite du Conseil des Etats, le Conseil national a décidé de rejeter I'initiative
populaire fédérale 17.060 «Entreprises responsables - pour protéger |'étre humain et
I’environnement» par 105 voix contre 83 et 9 abstentions. Le Parlement rejette ainsi
I'initiative populaire. Par contre, les deux chambres n'ont toujours pas trouvé une
stratégie commune concernant la possibilité de soumettre un contre-projet indirect.
D'un co6té, le Conseil des Etats a proposé, en décembre 2019, un contre-projet indirect
qui n'obligerait que les «sociétés d'intérét public» a soumettre un rapport dans les
domaines des «minerais de conflit» et du «travail des enfants». Cette version allégée
n'engagerait pas la responsabilité de la maison mére et a le soutien du Conseil fédéral.
En effet, la conseillere fédérale Karin Keller-Sutter (DFJP) a estimé que la Suisse ne peut
pas se permettre de faire cavalier seul dans un monde globalisé. Elle a donc considéré
que la solution du Conseil des Etats était équivalente a la législation européenne (UE) et
correspondrait aux standards de I'OCDE. Cette option a été principalement défendue
par le groupe du centre et le PLR.

D'un autre co6té, le Conseil national avait soumis, il y a bientdt deux années, un premier
contre-projet indirect qui réduisait les exigences en matiére de responsabilité et ne
concernait que les entreprises avec un chiffre d'affaire supérieur a 80 millions de
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francs et plus de 500 employés et employées. Le camp rose-vert a soutenu cette
option en indiquant qu'elle répondait aux exigences des initiants et permettait une
solution rapide. En effet, le contre-projet indirect du Conseil national entrainerait un
retrait de I'initiative populaire, ce qui n'est pas le cas du contre-projet indirect du
Conseil des Etats.

Finalement, I'UDC a soutenu une troisieme option qui proposait de renoncer aux deux
contre-projets indirects. Le parti agrarien estime que I'initiative et les contre-projets
n'auront pas les impacts attendus sur les droits de 'hnomme et I'environnement, et qu'il
est donc préférable d'agir par I'intermédiaire de la politique étrangére.

Au final, les deux chambres ont campé sur leur position. La chambre haute a d'abord
maintenu son contre-projet indirect et refusé les exigences de responsabilités induites
par le projet du Conseil national. Puis, la chambre du peuple a maintenu son contre-
projet indirect. Il a refusé le projet de I'UDC par 100 voix contre 70 et 26 abstentions.
L'UDC n'a pas réussi a rallier suffisamment de voix PLR qui ont opté pour un refus ou
une abstention dans de nombreux cas. Puis, il a adopté son contre-projet indirect par
97 voix contre 92 et 7 abstentions. Le camp rose-vert a été rejoint par 11 voix du groupe
du centre, ainsi que par les voix du centre droit (Vert'libéraux). Le débat sur le contre-
projet indirect a l'initiative populaire «Entreprises responsables - pour protéger
I’étre humain et I’environnement>» retourne donc a la chambre haute. *

1) APS-Zeitungsanalyse 2022 - Rechtsordnung

2) AB NR, 2020, S. 2084 f.; CdT, 31.10.20

3) AB SR, 2021, S. 6 ff.; Kommissionsbericht SiK-SR vom 14.1.21; CdT, Lib, NZZ, TA, 2.3.21

4) AB NR, 2023, S. 99 f.; Mo. 20.3630

5) AB SR, 2019, S. 187 ff.; Kommissionsbericht SPK-SR vom 12.2.2019

6) APS-Zeitungs- und Inserateanalyse zu den Abstimmungen vom 7. Marz 2021; Medienmitteilung BR vom 19.1.21; Mitteilung
der Universitat Luzern vom 17.12.20; NZZ, 4.7.,10.7.,15.7.20; TG, 22.7.20; TA, 5.11.20; LT, 8.12.,12.12., 15.12.20; CdT, WW,
7.1.21; NZZ, 8.1.21; TG, 14.1.21; AZ, 15.1.21; CdT, 16.1.21; TZ, 18.1.21; AZ, CdT, Exp, Lib, NF, TG, 20.1.21; CdT, WW, 21.1.21; LT, TA,
TG, 22.1.21; CdT, Lib, NZZ, 23.1.21; CdT, LT, TG, 26.1.21; LT, TA, 27.1.21; LT, TG, TZ, WOZ, WW, 28.1.21; CdT, TA, 29.1.21; AZ, CdT,
Exp, Lib, NF, NZZ, 30.1.21; SoZ, 31.1.21; CdT, 1.2.21; AZ, Bund, CdT, LT, 2.2.21; BZ, CdT, LZ, NZZ, 3.2.21; CdT, LZ, NZZ, 4.2.21;
CdT, LT, TA, 5.2.21; AZ, CdT, NZZ, SZ, TA, 6.2.21; AZ, CdT, LZ, 8.2.21; CdT, Exp, LT, Lib, NF, NZZ, SGT, SZ, TA, TG, 9.2.21; 24H,
AZ, LT, TG, TZ,10.2.21; CdT, LT, WOZ, 11.2.21; BU, LT, QJ, TZ, 12.2.21; BaZ, Lib, 13.2.21; So-Bli, SoZ, 14.2.21; Blick, CdT, 15.2.21;
AZ, CdT, LT, NZZ, 16.2.21; AZ, BaZ, CdT, Exp, 17.2.21; AVF, NZZ, TA, WOZ, WW, 18.2.21; AZ, BaZ, CdT, LT, TA, TZ, 19.2.21; Bund,
CdT, Exp, NZZ, TA, 20.2.21; So-Bli, 21.2.21; CdT, LT, TA, TZ, 22.2.21; CdT, LT, NZZ, QJ, SGT, 23.2.21; CdT, LT, TA, TG, TZ, 24.2.21;
AZ, CdT, Lib, NZZ, QJ, SZ, TA, WOZ, WW, 25.2.21; SZ, 26.2.21; AVF, AZ, CdT, Exp, LT, Lib, NF, TA, 27.2.21; So-Bli, 28.2.21; AZ,
CdT, NZZ, SGT, 1.3.21; NZZ, 2.3.21; Exp, LT, NF, 3.3.21; CdT, LT, NZZ, TA, WW, 4.3.21; TG, 5.3.21; NZZ, 6.3.21

7) BBI 2021 1185; TA, 27.2.21; NZZ, 6.3.21; AZ, Blick, CdT, Exp, LT, Lib, NF, NZZ, QJ, SGT, SZ, TA, TG, 8.3.21

8) AB SR, 2022, S. 508 f.

9) AB NR, 2022, S. 2157 f.; Bericht RK-NR vom 21.10.22

10) AB SR, 2019, S. 190 ff.; Kommissionsbericht SPK-SR vom 12.2.2019; CdT, LT, NZZ, 20.3.19

11) AB NR, 2020, S. 1099 ff.; AB NR, 2020, S. 1113 ff.; AB NR, 2020, S. 1122 ff.; Blick, 18.6.20; AZ, CdT, LT, NZZ, 19.6.20; CdT, LT,
TA, 20.6.20; WoZ, 25.6.20

12) AB NR, 2022, S. 1661 ff.; Medienmitteilung SPK-NR vom 2.9.22

13) AB SR, 2021, S. 945 ff.; Mo. 21.3702

14) BO CE, 2020, pp.64; BO CN, 2020, pp.272; BO CN, 2020, pp.99; Communiqué de presse CAJ-CN du 31.01.2020; CdT, LT,
NZZ,5.3.20; LT, 6.3.20; LT, Lib, NZZ,10.3.20; AZ, WW, WoZ, 12.3.20; Blick, SGT, 13.3.20

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23



